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In einer Situation der wieder zunehmenden
Geschlossenheit der amerikanischen Öffentlich-
keit und des Westens im allgemeinen hat es nun
die Nato durch ihren Dezember-Beschluß unter-
nommen, amerikanische Mittelstreckenraketen
binnen drei Jahren in Europa zu stationieren
und dabei gleichzeitig sofortige Verhandlungen
über die Beschränkung dieser Waffen auf beiden
Seiten anzubieten: Es galt, das Gleichgewicht in
diesem Punkt wiederherzustellen und * zugleich
die Verhandlungsbasis zu retten. Die sowjetische
Führung scheint über die zweckmäßige Reaktion
eine Zeitlang geschwankt zu haben — öffent-
liche Drohungen gingen mit teils öffentlichen,
teils weniger öffentlichen Andeutungen der Ver-
handlungsbereitschaft einher. Aber in den letzten
Wochen des alten Jahrzehnts hat sie zwei schwer-
wiegende Entscheidungen gefällt. In Afghanistan
hat sie sich entschlossen, eine vor knapp zwei
Jahren mit den Mitteln eines innenpolitischen
Futsches geschaffene, aber durch den Widerstand
der Bevölkerung zunehmend gefährdete Einfluß-
sphäre nun durch den direkten Einsatz so-
wjetischer Truppen — den ersten außerhalb des
Sowjetblocks seit dem Zweiten Weltkrieg! — zu
konsolidieren. Dieser Schritt hat der Sowjet-
union zugleich Flugbasen für einen möglichen
Angriff auf den Persischen Golf und günstige
Ausgangspunkte für eine Intervention im Iran
oder Pakistan verschafft. Zugleich hat sie die

von der Nato angebotenen Verhandlungen über
die Mittelstreckenraketen in Westeuropa abge-
lehnt, solange der Nato-Beschluß nicht vor allen
Verhandlungen zurückgenommen wird. Es sieht
ganz danach aus, als habe sich das Politbüro
noch vor dem erwarteten Ausscheiden Bresch-
njews und den womöglich danach einsetzenden
Nachfolgekämpfen entschlossen, dessen Entspan-
nungskurs zu liquidieren. Und Präsident Carters
Antwort auf die Intervention in Afghanistan
zeigt die Entschlossenheit, dem Kreml den vollen
Preis einer solchen Wendung drastisch vor
Augen zu führen, den er — und freilich auch der
Westen — wird zahlen müssen.

Dabei besteht jedoch ein deutlicher Unterschied
in der Gewichtung der beiden Vorgänge in Mos-
kau und Washington. Die Sowjets tun so, als sei
ihre Intervention in Afghanistan eine „innere
Angelegenheit" des überfallenden Landes und
kein legitimer Gegenstand internationalen Inter-
esses; dagegen behandelt sie den Raketenbeschluß
der Nato als eine Gefahr erster Ordnung für den
Weltfrieden. Die Amerikaner hingegen, die den
Einfall in Afghanistan mit einer demonstrativen,
von Carter in einer Fernsehrede verkündeten
Gegenaktion beantwortet haben, berichten über
die Nato-Nachrüstungspläne irgendwo auf den
Innenseiten ihrer Presse.

Tatsächlich aber gehören beide Vorgänge nicht
nur ursächlich zusammen, nämlich als Teil einer —
wenn auch versuchsweisen — sowjetischen Abkehr
von der Entspannung; beide sind auch Anzeichen
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eines Abgleitens in eine durch keinerlei Verhand-
lung gezügelte Form des Kampfes um die Vor-
macht. Hier bahnt sich eine an sich tödliche Gefahr
für den Frieden der Welt an. Die Antwort des
Westens muß darum mit dem Blick auf beide zu-
gleich erfolgen. Das ist vielleicht für die West-
europäer auf den ersten Blick deutlicher als für
die Amerikaner, weil sie von beiden Vorgängen
— hier als potentielle sowjetische Raketenziele,
dort als potentielle Opfer einer Unterbrechung
des Öltransports durch den Persischen Golf —
gleich unmittelbar betroffen sind.

Was können wir tun? Wir müssen noch nicht
aufgeben, und also dürfen wir es nicht. Der Ver-
such, ernsthafte Verhandlungsbeziehungen zwi-
schen Ost und West wiederherzustellen, muß
gemacht werden. Dabei sind zwar sowohl Ameri-
kaner als auch Europäer an beiden Fronten — Zu-

ging zum Nahost-Öl und europäische Sicherheit
— vital interessiert, aber sie können sich die Ver-
htndlungsaufgaben in dieser Krise teilen. Die
Vereinigten Staaten sind mit dem Abbruch be-
stimmter privilegierter Wirtschaftsbeziehungen
zu den Sowjets in die afghanische Krise ein-
gestiegen (sie sprechen auch von dem Abbruch
kilturellen Austausches, was mir als wenig sinn-
voll, ja als ein Geschenk an die sowjetischen
S:harfmacher erscheint!); wir sollten darüber
nichdenken, welche Garantien gegen _ die künf-
tige Nutzung Afghanistans als sowjetische Mili-
tirbasis sie verlangen müßten, um diese Maß-
mhmen rückgängig zu machen. Die Europäer
aber sollten dem amerikanischen Abbruch wich-
tiger Wirtschaftsbeziehungen nicht automatisch
folgen, sondern nur mit ihm drohen, falls die So-
wjets an ihrer Verweigerung von Verhandlungen

über Mittelstreckenraketen im europäischen Be-
reich festhalten. Das wäre kein Mangel an Soli-
darität mit dem amerikanischen Verbündeten, an
deren Erfolg in der Afghanistan-Frage wir Euro-
päer ebenfalls dringend interessiert sind, sondern
eine notwendige Ergänzung ihrer Aktion: Der
sowjetischen Führung müssen die Kosten ihrer
entspannungsfeindlichen Wendung auf beiden
Gebieten zum Bewußtsein gebracht werden; sie1

hat sich wahrscheinlich nicht leichtfertig zu die-
ser Wendung entschlossen. Wenn der Kreml fin-
det, daß deren Zurücknahme sich auf einem
Gebiet lohnt, wird er auch eher zum Umdenken
auf dem anderen bereit sein.

Vielleicht sind die Chancen einer solchen Poli-
tik nicht mehr sehr groß. Vielleicht ist die Ab-
kehr von der Entspannung schon zu _ weit ge-
diehen. Aber wir dürfen uns nicht in einen blin-
den Wettlauf weg vom Verhandlungstisch und
weg von der Zusammenarbeit begeben — wir
müssen den Versuch machen, zu konstruktiven
Verhandlungen zurückzukommen, solange irgend-
eine Chance besteht. Es geht um die Rationalität
oder Unberechenbarkeit der sowjetischen Politik
der achtziger Jahre nach Breschnjew. Es geht urn
die Erhaltung des^ Verhandlungskontakts, des
einzigen Dammes gegen das Abrutschen in die
atomare Weltkatastrophe. Das alte Europa mit
all seinen Schwächen und Egoismen kann noch
einmal eine geschichtliche Rolle • spielen — in
eigener Sache und zugleich im Dienst der
Menschheit.

Robert Legvold: Entspannung muß unteilbar sein

„Ein gefährlicher Kollisionskurs"

D ie Sowjets haben den Rubikon überschritten:
Sie sind in Afghanistan einmarschiert, und

das genau in einem Moment, in dem die ohnehin
schon angespannten Ost-West-Beziehungen Ruhe
um jeden Preis gebraucht hätten. Mit der In-
vasion hat Moskau das Schicksal von Salt II be-
siegelt, eine neue Rüstungswelle im Westen her-
aufbeschworen und schließlich die Parteigänger
der Entspannung in beiden Lagern diskreditiert
— all jene Kräfte also, die gehofft hatten, die
Rivalitäten zwischen Ost und West in konstruk-
tive Kanäle leiten zu können.

Die Kremlführer haben all das sicher gewußt,
als sie sich zum Handeln entschlossen. Nur: Es
scheint, als hätten sie dem Salt-Vertrag ohne-
hin keine Chance mehr gegeben — in der Über-
zeugung, daß die neuen Rüstungsanstrengungen
des Westens nicht mehr zu verhindern seien.
Trifft diese Erklärung zu, dann dürfte die dra-
matische Einsatzerhöhüng in Afghanistan eine
grundlegende Verschiebung in den Prämissen
sowjetischer Außenpolitik widerspiegeln.

Wir wissen nun, was passiert, wenn die So-
wjetführung den Entspannungskurs aufgibt,
wenn sie sich der Überzeugung hingibt, daß die
sowjetisch-amerikanischen Beziehungen keinen
Gewinn mehr abwerfen.

Der Einmarsch in Afghanistan ist mit den so-
wjetischen Interventionen in Angola und am
Hörn von Afrika einfach nicht zu vergleichen,

Sowjet-Panzer patrouillieren in Kabul Aufnahme: AP

weil der Kreml bis jetzt immer noch glauben
konnte, daß diese Abenteuer das Verhältnis zum
Westen nicht grundlegend stören würden. Die
Sowjets scheinen nun eine andere Kosten-Nutzen-
Rechnung aufgestellt zu haben: In ihren Augen
wog der bevorstehende Zusammenbruch Afgha-
nistans schwerer als die schwindenden Vorteile
einer angeschlagenen Entspannungspolitik. Wahr-
scheinlich bedauert so mancher Moskauer Außen-
politiker diesen Umschwung, aber heute gehört
der Sieg den schlichteren Gemütern, die nur das

Leo Labedz: Entspannung war ein Schwindel

„Illusionen endlich ablegen"
D er sowjetische Einmarsch in Afghanistan er-

folgte am Ende eines Jahrzehnts, in dem der
Westen die Zeichen der Gefahr systematisch ver-
drängt und sich jener wohligen Selbsttäuschung
hingegeben hat, die „Ostpolitik", „Entspannung"
und „Salt" hieß. Das zeitliche Zusammentreffen
von „Entspannung" und sowjetischer Expansion
in den siebziger Jahren hat die Illusionen der
Unbelehrbaren bislang nie ausräumen können.

Nach Kabul warnen uns die „Besonnenen"
schon wieder gegen eine „Überreaktion" — gegen
einen Boykott der Olympischen Spiele, gegen die
Einstellung der Kredite und gegen ein Getreide-
Embargo. Doch für die Sowjetunion war die
Entspannung schon immer reiner Humbug, der
nur den Westen betäuben sollte. Dieser „Schlag"
gegen die Entspannung, der einen neuen Kalten
Krieg ahnen läßt, kann nur jene überraschen,
die die Vergangenheit vergessen haben.

Die Motive und Taktiken der Sowjets liegen
klar auf der Hand, und ihre historischen Wurzeln
sind hinlänglich bekannt. Ebensowenig wie das
zaristische Rußland hat auch die Sowjetunion nie
einen Hehl aus ihrem Drang zum Persischen
Golf gemacht. Ende 1940 erklärte Stalin sogar
Hitler gegenüber, daß sich die sowjetischen
„nationalen Aspirationen nach Süden in Richtung
auf den Indischen Ozean konzentrierten".

Heute, sechs Monate nach Breschnjews und
Carters Umarmungsposse in Wien, hat die So-

wjetunion eine strategische Position am Hörn von
Afrika, in Süd-Jemen und in Afghanistan ge-
wonnen; die Verwirklichung der alten Träume
scheint näher denn je. Und der Vordere Orient
ist längst nicht mehr eine „unproduktive Region
voller unzivilisierter Stämme", wie es das briti-
sche Foreign Office im 19. Jahrhundert aus-
gedrückt hat. Diese Region hat nicht nur eine
immense strategische Bedeutung; sie enthält auch
die lebenswichtigen ölreserven, von denen die
gesamte industrialisierte Welt abhängt.

Die Sowjets sind nicht etwa planlos nach
Afghanistan einmarschiert; sie sind ein sorgfältig
kalkuliertes Risiko eingegangen. Es ist höchste
Zeit, daß der Westen aufwacht und die Gefahren
erkennt, die in den achtziger Jahren drohen.
Erst der Umsturz in Prag 1948 hatte den Westen
gegen Stalin mobilisieren können. Aber seit Sta-
lins Tod hat kein einziger Fall von sowjetischem
Expansionismus den Überlebenswillen des Westens
herausfordern können. Nach der Invasion von
Afghanistan kann man nur hoffen, daß der
Westen endlich seine Illusionen ablegt und die
Wirklichkeit mit größerem Realismus und Mut
betrachtet als es in den vergangenen zehn Jahren
der Fall gewesen ist.

Leo Labedz ist Herausgeber der Londoner
Zeitschrift Survey, die sich den Problemen der
Ost-West-Beziehungen widmet.

Gespenst einer moslemischen Feindherrschaft in
Afghanistan im Auge haben.

Der Einmarsch muß eher als Akt der Ver-
zweiflung denn als freche Herausforderung ver-
standen werden. Dies war kein sorgfältig ge-
planter Schritt in Richtung auf einen eisfreien
Hafen oder die zynische Vereinnahmung eines
maroden Nachbarlandes. („Würde Washington
tatenlos zusehen, wenn der Triumph radikaler,
antiamerikanischer Kräfte in Mexiko drohte?"
werden die Sowjets den Amerikanern in den
nächsten Wochen vorhalten — sicher im Brust-
ton der selbstgerechten Überzeugung.)

Nur: Es spielt keine Rolle, ob die Sowjets
nun von Sorge oder Großmachtsambitionen ge-
trieben worden sind. Entscheidend ist, daß sie
mit nackter militärischer Gewalt Vorgegangen
sind. In Angola haben sie noch zögernd-zaghaft
agiert. In Äthiopien konnten sie sich wenigstens
hinter der Pseudorechtfertigung verschanzen,
daß der Aggressor Somalia sei. Die Afghanistan-
intervention hat aber den Status quo nicht wie-
derhergestellt, sondern brutal verändert. Des-
halb kann man Afghanistan auch nicht mit
Angola oder der 6SSR vergleichen, sondern nur
mit dem Winterkrieg gegen Finnland im Jahre
1939. • ,

Hier muß jegliche Duldung ihre Grenzen fin-
den. Es darf keine Afghanistans mehr geben —
weder im Vorderen Orient noch sonst irgendwo
auf der Welt. Die Verantwortung für die Ver-
teidigung dieser kritischen Grenze liegt bei den
Vereinigten Staaten tmd ih'ren westlichen
Alliierten.

Eine Reaktion tut not, aber noch wichtiger
ist die sorgfältige Auswahl -der westlichen, ins-
besondere der amerikanischen Gegenmittel. Der
Osten und der Westen haben einen gefährlichen
Kollisionskurs beschritten. Es geht nicht mehr
um die verlorenen Gelegenheiten einer morschen
Entspannung, sondern um die tragischen Konse-
quenzen einer blinden Rivalität und direkten
Konfrontation. Die Vereinigten Staaten müssen
nun die Sicherheit der anderen Staaten, vorne-
weg Pakistan, im Vorderen Orient garantieren
— schlimmstenfalls sogar mit einer direkten
militärischen Aktion. Wir müssen alles tun, um
unsere Entschlossenheit zu demonstrieren — auch
durch die Bereitstellung der notwendigen mili-
tärischen Machtinstrumente.

Die Reaktion des Westens darf den Nieder-
gang der Entspannung freilich nicht beschleu-
nigen. Die passende Antwort liegt in der be-
troffenen Region und in dem militärischen
Potential, das der Westen an Ort und Stelle
mobilisieren kann. Das Ausspielen der „chinesi-
schen Karte" oder die Absage an Salt wären ge-
wiß die falschen Methoden. Weder der Westen
noch der Osten kann sich einen totalen Kollaps
der Zusammenarbeit leisten. Die Sowjets haben
recht: Es gibt keine Alternative zur Entspannung.
Doch die amerikanische Auffassung wiegt genau-
so schwer: Die Entspannung kann nur überleben,
wenn sie unteilbar bleibt.

Robert Legvold, Professor für Politische Wis-
senschaften an der Columbia Universität, leitet
die Abteilung für Sowjetforschung am Council
on Foreign Relations in New York.

Widerstand in Afghanistan

„Es kämpfen 70000 Mann"
Ein ZEIT-Gespräch mit Dr. Jalil Shams, Ge-
neralsekretär des Islamischen Rats zur Befrei-
ung Afghanistans, der im September 1979 ge-
gründet wurde.

ZEIT: Die Sowjets sind dabei, Ihr ganzes Land
zu überrennen. Welche Chancen hat der bewaff-
nete Widerstand?

Jalil Shams: Die Chancen sind auf den ersten
Ilick nicht sehr groß. Aber das afghanische Volk
hat sich im Lauf der Geschichte immer gegen
Iremdherrschaft gewehrt. Wir haben bis jetzt
den Kampf gegen die von Rußland eingesetzten
Begierungen erfolgreich geführt. Jetzt hat sich
natürlich die Lage geändert. Wir kämpfen jetzt
rieht gegen die afghanische Armee, sondern ge-
gen die russischen Eroberer, und die sind natür-
lich besser ausgerüstet als unsere Armee. Man
darf sich keine Illusionen machen: Ohne eine
massive Waffenhilfe von außen wird es schwie-
rig sein, gegen die russische Armee vorzugehen.

ZEIT: Im Westen herrscht der Eindruck, daß
ia Afghanistan unzählige Gruppen und Grüpp-
cien so gut wie un'koordiniert und führungslos
gegen die sowjetische Invasion kämpfen, daß sie
aidem sehr schlecht ausgerüstet sind. Wie be-
urteilen Sie die Lage?

Shams: Es stimmt, daß die Befreiungskämpfer
ia verschiedenen Gruppen und Richtungen orga-
nisiert sind. Diese Zersplitterung hat drei Grün-
de: Erstens, unsere soziologische Struktur — das
Stammesgefüge — ist schlecht dazu geeignet,
einen unumstrittenen Führer aufs Schild zu he-
ben; zweitens, die sunnitische Richtung des Islam
iennt keine religiöse Hierarchie, also weder
Tapst noch Ajatollah; drittens, es hat ja in unse-
rem Land nie richtige Parteien gegeben, also
fshlt der politische Unterbau. Jetzt sind sich aber
alle in einer Sache einig — in der Bekämpfung
cer Fremdherrschaft.
' ZEIT: Wie groß ist der Widerstand?
Shams: Der Widerstand hat sich überall im

lande bis ins kleinste Dorf festgesetzt. Alle sind
gegen die Fremdherrschaft.

ZEIT: Aber wie viele bewaffnete Kämpfer gibt
es?

Shams: Zwischen 60 000 und 70 000 Mann auf
jsden Fall. Sie sind, wie gesagt, aber überall im
Lande verstreut.

ZEIT: Wie ^sieht es mit der Bewaffnung und
der Ausrüstung aus?

Shams: Man weiß, daß jeder Afghane Waffen
zu Hause hat. Aber das eigentliche Waffenarsenal
cer Widerstandskämpfer kam von den Teilen der
afghanischen Armee, die sich uns angeschlossen
laben. Während der Kämpfe wurden auch Waf-
Än von der Gegenseite erbeutet. Jetzt, wo wir
gegen eine gut ausgerüstete Sowjetarmee kämp-
fen, reicht das natürlich nicht mehr aus.

ZEIT: Im Westen wird oft der Vergleich zwi-
schen Vietnam und Afghanistan gemacht. Aber
Knkt dieser Vergleich nicht? Der Vietcong hatte
ja. die gesamte kommunistische Welt als Verbün-
deten und außerdem noch eine sichere Etappe
in angrenzenden Nordvietnam. Afghanistan hin-
gegen scheint total isoliert. Kann Afghanistan
trotzdem ein „Vietnam" für die Sowjets werden?

Shams: Ich glaube, ja. Wie in Vietnam kämpft

auch unser Volk gegen eine ausländische Macht,
eine Supermacht. Sie haben natürlich recht,
daß das afghanische Volk im Moment keine
Verbündeten hat, oder bis jetzt keine Verbünde-
ten hatte. Aber wenn die freie Welt uns hilft,
könnte man zweierlei erreichen. Erstens, daß die
freie Welt .endlich die Defensive verläßt; zwei-
tens könnte dies vielleicht den Anfang vom En-
de des russischen Imperialismus bedeuten.

ZEIT: Hat der bewaffnete Widerstand schon
militärische Erfolge gegen die Sowjetunion er-
zielt? Wieviele Sowjetsoldaten sind bereits ge-
fallen?

Shams: Ich glaube, um die 1000.
ZEIT: Gibt es denn schon sichere Stützpunkte,

Nachschublager und Krankenhäuser in Paki-
stan oder Iran?

Shams: Leider nicht. Die Regierungen Paki-
stans und Irans denken zuerst an die eigene Si-
cherheit; deswegen haben sie unseren Kampf
nicht so unterstützt wie sie es hätten tun sollen.
Die Widerstandsgruppen haben zwar ihre Büros
in Pakistan und Iran, aber Stützpunkte gibt es
nur in den befreiten Gebieten Afghanistans.

ZEIT: Was braucht der afghanische Wider-
stand vom Westen, von der ganzen Welt, um
sich gegen die Sowjets behaupten zu können?

Shams: Erst einmal politische und moralische
Unterstützung, da es hier um die Freiheit geht —
Druck auf die Sowjetunion» um sie zum Rückzug
zu zwingen. Dje Regierungen aber müssen kon-
krete Schritte unternehmen, denn die Weltmei-
nung als solche hat wenig Einfluß auf ein Land,
das sich keinen Deut um die Meinung freier Men-
schen schert. Zweitens brauchen wir humanitäre
Hilfe; es gibt schon eine halbe Million Flücht-
linge im Iran oder in Pakistan. Der größte Teil
befindet sich in Pakistan, und dieses Land ist zu
arm, um die Geflüchteten unterstützen zu kön-
nen. Es fehlen Nahrungsmittel, sanitäre An-
lagen, Krankenhäuser. Drittens die geeigneten
Waffen für den Kampf: Afghanistan ist ein
Bergland; da braucht man Waffen, die einerseits
weit reichen, andererseits auf kleine Gruppen
verteilt werden können. Was uns am meisten
zu schaffen macht, sind diese fliegenden Festun-
gen, die Hubschrauber, die mit Maschinengeweh-
ren, Raketen und Kanonen bestückt und zu-
gleich gut gepanzert sind. Da helfen keine simp-
len Gewehre. Wir brauchen Boden-Luft- und
Antipanzer-Raketen, die leicht beweglich sind.

ZEIT: Was sind die politischen Ziele des af-
ghanischen Widerstands? Eine islamische Repu-
blik a Ia Chomeini?

Shams: Nicht a Ia Chomeini. Afghanistan ist
auch ein anderes Land — die Mehrheit sind
Sunni-Moslems — und wir wollen einen moder-
nen Staat, der die Freiheit in einem demokrati-
schen Rahmen gewährleistet, aber auf der Grund-
lage des Islam. Der Islam ist eine freiheitliche,
sehr tolerante und demokratische Religion.

ZEIT: Und die Außenpolitik?
Shams: In der Außenpolitik würden wir eine

neutrale Haltung einnahmen und freundschaft-
liche Beziehungen zu allen Nachbarn einschließ-
lich der Sowjetunion pflegen — unter Wahrung
unserer Unabhängigkeit natürlich.

Das Gespräch führte Josef Joffe
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Für den Geopolitik-Ideologen Karl
Haushofer war es der „Machtraum
Afghanistan": öde, zersplittert, unzu-
gänglich — aber stets ein Scharnier der
Weltpolitik. „Mein Land", klagte 1885
König Abdur Rahman, „ist wie eine
arme Ziege, auf die der Bär und der
Löwe ihr Auge geworfen haben." Für
die Briten war Afghanistan ein Boll-
werk, für die Russen ein „Fenster zum
Süden", aber keinem ist es je gelungen,
das Land zu beherrschen. Nach dem
2. Afghanenkrieg (1878-1879) schrieb
Lord Hartington, Minister in der Re-
gierung Gladstone: „Alles, was wir
nach zwei erfolgreichen Kriegen und
dem Einsatz einer enormen Streitmacht
erreicht haben, ist der Zerfall eines
Staates, den wir eigentlich stark, unab-
hängig und uns wohlgesonnen erhalten
wollten. Wir haben uns eine schwere
Last aufgehalst und Anarchie in den
unbesetzten Provinzen geerntet."
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